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Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf:

Schutzmaßnahmen für schwangere Arbeitnehmerinnen
Mutterschaftsurlaub

Elternzeit 

Prof. dr. Tomas Davulis
Universität Vilnius, Lithuania

“ Der Schutz der Frau in Familie und Beruf ist ebenso wie 
der des Mannes ein Grundsatz, der als natürliche Folge der 
Gleichheit von Mann und Frau in den Rechtsordnungen der 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in großem Umfang 
berücksichtigt wird und der vom Gemeinschaftsrecht 
anerkannt ist.”

EUGH C-243/95 (Hill and Stapleton)
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CHARTA DER GRUNDRECHTE DER 
EUROPÄISCHEN UNION

Artikel 20
Gleichheit vor dem Gesetz

Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich.

Artikel 21
Nichtdiskriminierung

(1) Diskriminierungen, insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der
Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen
Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der
politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer
nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des
Alters oder der sexuellen Ausrichtung, sind verboten

CHARTA DER GRUNDRECHTE DER 
EUROPÄISCHEN UNION

Artikel 23
Gleichheit von Männern und Frauen

Die Gleichheit von Männern und Frauen ist in allen Bereichen, einschließlich
der Beschäftigung, der Arbeit und des Arbeitsentgelts, sicherzustellen.

Artikel 33
Familien- und Berufsleben

(1) Der rechtliche, wirtschaftliche und soziale Schutz der Familie wird
gewährleistet.
(2) Um Familien- und Berufsleben miteinander in Einklang bringen zu können,
hat jede Person das Recht auf Schutz vor Entlassung aus einem mit der
Mutterschaft zusammenhängenden Grund sowie den Anspruch auf einen
bezahlten Mutterschaftsurlaub und auf einen Elternurlaub nach der Geburt oder
Adoption eines Kindes.
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Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV)

Artikel 157

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des Grundsatzes des gleichen
Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit
sicher.

(3) Das Europäische Parlament und der Rat beschließen gemäß dem
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und
Sozialausschusses Maßnahmen zur Gewährleistung der Anwendung des
Grundsatzes der Chancengleichheit und der Gleichbehandlung von Männern
und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen, einschließlich des
Grundsatzes des gleichen Entgelts bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit.

Sekundärgesetzgebung
RICHTLINIE 92/ 85 /EWG DES RATES

vom 19. Oktober 1992
über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des 

Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden 
Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der 

Richtlinie 89 / 391 /EWG)

RICHTLINIE 2010/18/EU DES RATES
vom 8. März 2010

zur Durchführung der von BUSINESSEUROPE, UEAPME, CEEP und EGB geschlossenen 
überarbeiteten Rahmenvereinbarung über den Elternurlaub und zur Aufhebung der Richtlinie 

96/34/EG
(Text von Bedeutung für den EWR)

RICHTLINIE 2006/54/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 5. Juli 2006

zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und
Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen (Neufassung)
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Rechtsvorschriften zu:
1. Spezielle Rechte und Schutz bei

Schwangerschaft, Mutterschaft und Elternschaft:

1. Gesundheit und Sicherheit

2. Recht auf Freistellung von der Arbeit 

2. Diskriminierungsverbot (mittelbare/unmittelbare)

Zu beachten: wenn keine speziellen Rechte
einschlägig sind, können Rechte aus dem Verbot der 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts abgeleitet
werden

Richtlinie 92/85/EWG
• Persönlicher Anwendungsbereich

• schwangere Arbeitnehmerin / Arbeiterin und Arbeitsuchende

• Wöchnerin

• stillende Arbeitnehmerin

• Mitglied der Unternehmensleitung einer Kapitalgesellschaft - ‘Arbeitnehmer' (C-
232/09 Danosa) 

• Nicht - Arbeitnehmerin, die sich einer Behandlung zur In-vitro-Fertilisation 
unterzieht (C-506/06 Mayr)

• Nicht – Bestellmutter (C-167/12 C. D. v S.T. and C-363/12 Z. v A Government 
Department) 
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Spezielle Rechte (Gesundheit und 
Sicherheit)

• Beurteilung und Unterrichtung (Art. 4)

• Information über die Beurteilung (Art. 4 (2)

• Konsequenzen aus der Beurteilung (Art. 5)

• Verbot der Exposition (Art. 6)

• Nachtarbeit (Art. 7)

• Entgeltschutz (Art. 11 (1))

Freistellung von der Arbeit I

• Vorsorgeuntersuchungen mit Entgeld (Art 9)

• Mutterschaftsurlaub (Art. 8):

• 14 Wochen

• obligatorischen Mutterschaftsurlaub von mindestens zwei Wochen

• Entgeltschutz (Art 11 (3)) - Arbeitsentgelts oder Sozialleistung 

• Wie bei bei Krankheit

• nicht mehr als 12 Monaten
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Freistellung von der Arbeit II

Richtlinie 2010/18

• Elternurlaub von bis zu acht Jahren

• 4 Monaten nicht übertragbar

• Entgeltschutz (Art. 3 1 b )

Diskriminierungsverbot
• Richtlinie 92/85 

Artikel 10
Verbot der Kündigung

Um den Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2 die Ausübung der in diesem Artikel 
anerkannten Rechte in bezug auf ihre Sicherheit und ihren Gesundheitsschutz zu 
gewährleisten, wird folgendes vorgesehen:
1 . Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmett, um die Kündigung der 
Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2 während der Zeit vom Beginn der 
Schwangerschaft bis zum Ende des Mutterschaftsurlaubs nach Artikel 8 Absatz 1 zu 
verbieten; davon ausgenommen sind die nicht mit ihrem Zustand in Zusammenhang 
stehenden Ausnahmefälle, die entsprechend den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/ 
oder Gepflogenheiten zulässig sind, wobei gegebenenfalls die zuständige Behörde ihre 
Zustimmung erteilen muß.
2. Wird einer Arbeitnehmerin im Sinne des Artikels 2 während der in Nummer 1 genannten 

Zeit gekündigt, so muß der Arbeitgeber schriftlich berechtigte Kündigungsgründe anführen.
3 . Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um Arbeitnehmerinnen im 

Sinne des Artikels 2 vor den Folgen einer nach Nummer 1 widerrechtlichen Kündigung zu 
schützen. 
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Diskriminierungsverbot
Artikel 1 1 

Mit dem Arbeitsvertrag verbundene Rechte 
Um den Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2 die Ausübung der in diesem Artikel anerkannten 
Rechte in Bezug auf ihre Sicherheit und ihren Gesundheitsschutz zu gewährleisten, wird folgendes 
vorgesehen: 
1 . In den in den Artikeln 5 , 6 und 7 genannten Fällen müssen die mit dem Arbeitsvertrag 
verbundenen Rechte der Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2, einschließlich der Fortzahlung 
eines Arbeitsentgelts und / oder des Anspruchs auf eine angemessene Sozialleistung, entsprechend 
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten gewährleistet sein. 
2. In dem in Artikel 8 genannten Fall müssen gewährleistet sein: a) die mit dem Arbeitsvertrag der 
Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2 verbundenen anderen Rechte als die unter dem 
nachstehenden Buchstaben b ) genannten; b) die Fortzahlung eines Arbeitsentgelts und / oder der 
Anspruch auf eine angemessene Sozialleistung für die Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2. 
3 . Die Sozialleistung nach Nummer 2 Buchstabe b) gilt als angemessen, wenn sie mindestens den 
Bezügen entspricht, die die betreffende Arbeitnehmerin im Falle einer Unterbrechung ihrer 
Erwerbstätigkeit aus gesundheitlichen Gründen erhalten würde, wobei es gegebenenfalls eine von 
den einzelstaatlichen Gesetzgebern festgelegte Obergrenze gibt. 
4. Es steht den Mitgliedstaaten frei, den Anspruch auf die Fortzahlung des Arbeitsentgelts oder die in 
Nummer 1 und Nummer 2 Buchstabe b ) genannte Sozialleistung davon abhängig zu machen, daß
die betreffende Arbeitnehmerin die in den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen 
Bedingungen für das Entstehen eines Anspruchs auf diese Leistungen erfüllt. 

Diskriminierungsverbot I 
• Elternurlaubsrichtlinie 2010/18
P a r a g r a f 5 : A r b e i t n e h m e r r e c h t e u n d N i c h t d i s k r i m i n i e r u n g
1. dem Einkommen als einem der maßgeblichen Faktoren für die Inanspruchnahme des Elternurlaubs Rechnung zu
tragen. Im Anschluss an den Elternurlaub hat der Arbeitnehmer das Recht, an seinen früheren Arbeitsplatz
zurückzukehren oder, wenn das nicht möglich ist, eine entsprechend seinem Arbeitsvertrag oder
Beschäftigungsverhältnis gleichwertige oder ähnliche Arbeit zugewiesen zu bekommen.
2. Die Rechte, die der Arbeitnehmer zu Beginn des Elternurlaubs erworben hatte oder dabei war zu erwerben, bleiben
bis zum Ende des Elternurlaubs bestehen. Im Anschluss an den Elternurlaub finden diese Rechte mit den Änderungen
Anwendung, die sich aus den nationalen Rechtsvorschriften, Tarifverträgen und/oder Gepflogenheiten
ergeben.
3. Die Mitgliedstaaten und/oder die Sozialpartner bestimmen den Status des Arbeitsvertrags oder
Beschäftigungsverhältnisses für den Zeitraum des Elternurlaubs.
4. Um sicherzustellen, dass die Arbeitnehmer ihr Recht auf Elternurlaub wahrnehmen können, treffen die Mitgliedstaaten
und/oder die Sozialpartner nach den nationalen Rechtsvorschriften, Tarifverträgen und/oder Gepflogenheiten
die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der Arbeitnehmer gegen Benachteiligung oder Kündigung aufgrund
der Beantragung oder Inanspruchnahme des Elternurlaubs.
5. Sozialversicherungsrechtliche Fragen im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung werden von den Mitgliedstaaten
und/oder den Sozialpartnern nach den nationalen Rechtsvorschriften und/oder Tarifverträgen geprüft und entschieden;
dabei ist der Bedeutung der Kontinuität der Ansprüche auf Deckung durch die verschiedenen
Sozialversicherungssysteme, vor allem was die Gesundheitsfürsorge betrifft, Rechnung zu tragen. Einkommensrelevante
Fragen im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung werden von den Mitgliedstaaten und/ oder Sozialpartnern nach den
nationalen Rechtsvorschriften, Tarifverträgen und/oder Gepflogenheiten geprüft und
entschieden; dabei ist .
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Diskriminierungsverbot II 
Artikel 14 

Diskriminierungsverbot 
(1) Im öffentlichen und privaten Sektor einschließlich öffentlicher Stellen darf es in Bezug 
auf folgende Punkte keinerlei unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts geben: 
a) die Bedingungen — einschließlich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen — für 
den Zugang zur Beschäftigung oder zu abhängiger oder selbständiger Erwerbstätigkeit, 
unabhängig von Tätigkeitsfeld und beruflicher Position einschließlich des beruflichen 
Aufstiegs; 
b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der 
Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung einschließlich der 
praktischen Berufserfahrung; 
c) die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich der Entlassungsbedingungen 
sowie das Arbeitsentgelt nach Maßgabe von Artikel 141 des Vertrags; 
d) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmeroder Arbeitgeberorganisation 
oder einer Organisation, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehö- ren, 
einschließlich der I

Diskriminierungsverbot III

Artikel 15 
Rückkehr aus dem Mutterschaftsurlaub 

Frauen im Mutterschaftsurlaub haben nach Ablauf des Mutterschaftsurlaubs Anspruch darauf, an 
ihren früheren Arbeitsplatz oder einen gleichwertigen Arbeitsplatz unter Bedingungen, die für sie nicht 
weniger günstig sind, zurückzukehren, und darauf, dass ihnen auch alle Verbesserungen der 
Arbeitsbedingungen, auf die sie während ihrer Abwesenheit Anspruch gehabt hätten, zugute 
kommen. 

Artikel 16 
Vaterschaftsurlaub und Adoptionsurlaub 

Diese Richtlinie lässt das Recht der Mitgliedstaaten unberührt, eigene Rechte auf Vaterschaftsurlaub 
und/oder Adoptionsurlaub anzuerkennen. Die Mitgliedstaaten, die derartige Rechte anerkennen, 
treffen die erforderlichen Maßnahmen, um männliche und weibliche Arbeitnehmer vor Entlassung 
infolge der Inanspruchnahme dieser Rechte zu schützen, und gewährleisten, dass sie nach Ablauf 
des Urlaubs Anspruch darauf haben, an ihren früheren Arbeitsplatz oder einen gleichwertigen 
Arbeitsplatz unter Bedingungen, die für sie nicht weniger günstig sind, zurückzukehren, und darauf, 
dass ihnen auch alle Verbesserungen der Arbeitsbedingungen, auf die sie während ihrer 
Abwesenheit Anspruch gehabt hätten, zugute kommen.
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